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(3) Eine Sicherung gemäß Abs. 2 ist zwingend — un­
abhängig von der Laufzeit des Darlehens —, wenn ein 
Darlehen nach der Verordnung für ein Gebäude auf 
Bodenreformland ausgereicht wird.

§ 9
Zins- und Tilgungsleistungen

(1) Reicht der Betrag der Nettomehreinnahme (Unter­
schied zwischen dem bisherigen Grundstücksüberschuß 
— vermindert um die Einkommen- und Vermögen­
steuer — und dem Überschuß nach Durchführung 
der beabsichtigten Baumaßnahmen) nicht aus, um die 
nach § 2 und § 6 festgesetzte jährliche Mindestleistung 
auf das Darlehen zu erbringen, so ist der Fehlbetrag 
aus dem bisherigen Grundstücksüberschuß zu finanzie­
ren. Reicht der bisherige Grundstücksüberschuß zur 
Deckung des Fehlbetrages nicht aus, so hat bei Kredit­
gewährung für Instandsetzung (§ 2 der Verordnung! 
die Bezahlung der Zinsen und Tilgung zu Lasten der 
Beträge zu erfolgen, die bisher aus den Grundstücks­
einnahmen an Gläubiger dinglich gesicherter Grund­
stücksforderungen gezahlt worden sind (Anordnung 
vom 2. September 1949).

(2) Der Darlehnsnehmer ist berechtigt, freiwillig mit 
seinen Jahresleistungen über die in der Verordnung 
festgelegte Mindestbegrenzung hinauszugehen, soweit 
die den Gläubigern dinglich gesicherten Grundstücks­
forderungen zustehenden Leistungen dadurch nicht 
beeinträchtigt werden.

§ 10
Darlehnsanteil und Eigenleistungen

(1) Bei Darlehen für Instandsetzung kann in begrün­
deten Ausnahmefällen die Höchstgrenze von 80 n/o der 
Baukosten überschritten werden, wenn der Darlehnsneh­
mer nachweist, daß er Eigenleistungen in einer Höhe 
von 20 % der Baukosten nicht aufbringen kann und der 
Rat der Stadt, des Stadtbezirkes oder der Gemeinde die 
Dringlichkeit der Baumaßnahmen bestätigt

(2) Bei Darlehen für Um- und Ausbau ist eine Über­
schreitung der Höchstgrenze von 80 °/o der Baukosten 
nicht zulässig.

(3) Die Eigenleistungen des Darlehnsnehmers zur 
Finanzierung des durch Darlehen nicht gedeckten Teiles 
der Baukosten können in eigenen finanziellen Mitteln, 
Arbeitsleistungen oder zur Verfügung stehenden be­
zahlten Baumaterialien dies Darlehnsnehmers bestehen.

(4) Werden in Verbindung mit der Instandsetzung 
sonstige Baumaßnahmen durch den Darlehnsnehmer 
durchgeführt, so sind die von ihm insgesamt auf­
gebrachten Eigenleistungen so aufzuteilen, daß die für 
die sonstigen Baumaßnahmen nach den geltenden 
Kreditbestimmungen erforderlichen Mindesteigenmittel 
in vollem Umfange gedeckt sind.

§ 11 
Schuldnachlaß

(1) Ein Schuldnachlaß gemäß §4 der Verordnung wird auf 
schriftlichen Antrag des Bauwilligen gewährt. Der Antrag 
kann gestellt werden, sobald die Prüfung der End­
abrechnung gemäß § 5 Abs. 2 erfolgt ist. Er muß jedoch 
spätestens innerhalb von drei Monaten nach diesem 
Zeitpunkt bei dem Kreditinstitut eingereicht werden, 
das die Altforderung, auf die Nachlaß gewährt werden 
soll, verwaltet.

(2) Handelt es sich bei der Altforderung um die For­
derung einer geschlossenen Berliner Bank, für deren 
Verwaltung die Deutsche Notenbank zuständig ist, so

ist diese verpflichtet, nach erfolgter Antragstellung die 
Einziehungs- und Antragsunterlagen an das für die 
Entscheidung über den Antrag auf Schuldnachlaß zu­
ständige Kreditinstitut zur weiteren Bearbeitung zu 
übergeben. Die Verwaltung einer nach Durchführung 
des Sehuldnächlasses verbleibenden Restforderung er­
folgt durch das Kreditinstitut, das über den Antrag 
auf Schuldnachlaß entscheidet. Die Zuständigkeits­
regelung der Anordnung vom 18. August 1948 über die 
Behandlung von Forderungen von Kreditinstituten in 
den Weetzonen (einschl. des Saargebiets) oder geschlos­
senen Banken in Groß-Berlin (ZVOB1. S. 423) gilt in­
soweit als geändert.

(3) Die Entscheidung über den Antrag auf Schuld­
nachlaß trifft das gemäß § 7 für die Darlehnsausrei­
chung zuständige Kreditinstitut.

(4) Werden die Baumaßnahmen ausschließlich aus 
Eigenmitteln des Bauwilligen finanziert, so hat über 
den Antrag auf Schuldnachlaß dasjenige Kreditinstitut 
zu entscheiden, das im Falle der Inanspruchnahme 
eines Darlehens nach der Verordnung zuständig wäre.

(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen wird der 
Schuldnachlaß wirksam mit dem Tage der Antrag­
stellung. Das Kreditinstitut hat dem Antragsteller einen 
schriftlichen Bescheid über den Nachlaß der persön­
lichen Schuld zu erteilen und die zur Löschung des 
Rechte im Grundbuch erforderlichen Erklärungen ab­
zugeben. Gegen die Entscheidung des Kreditinstituts 
ist Beschwerde beim Rat des Bezirkes, Abteilung 
Finanzen, zulässig. Dieser entscheidet endgültig.

(6) Ein Schuldnachlaß wird für die von den volks­
eigenen Kreditinstituten zugunsten des Staatshaus­
haltes, der Deutschen Versicherungs-Anstalt oder der 
Sozialversicherung zu verwaltenden Altforderungen 
sowie für diejenigen Altforderungen gewährt, die von 
den volkseigenen Kreditinstituten im Eigengeschäft zu 
bilanzieren sind.

(7) Ein Schuldnachlaß auf diese Altforderungen ist 
jedoch nur insoweit zulässig, als es sich um Forde­
rungen handelt, bei denen der finanzielle Zusammen­
hang mit dem Objekt bekannt oder zu vermuten ist 
und soweit diese auf den Bauobjekten dinglich gesichert 
sind; es sei denn, es handelt sich

n) um Hauszinssteuerabgeltungsdarlehen gemäß Ver­
ordnung vom 31. Juli 1942 über die Aufhebung 
der Gebäudeentschuldungsteuer (RGBl. I S. 501) 
oder

b) um sogenannte Betriebsaufbaudarlehen, die in der 
Zeit vor dem 9. Mai 1945 durch die geschlossene 
Rentenbank-Kreditanstalt oder andere geschlos­
sene Banken gewährt worden sind.

Ein Schuldnachlaß wird nicht gewährt auf Kredite 
für persönliche oder betriebliche Zwecke, die am Grund­
stück lediglich dinglich gesichert sind. Ist die dingliche 

• Sicherung durch Eintragung einer Gesamthypothek 
erfolgt, so kann nur derjenige Teil des Schuldbetrages 
in den Nachlaß einbezogen werden, der nach dem'An- 
teilsverhältnis der ursprünglichen Einheitswerte der 
belasteten Grundstücke auf das Bauobjekt entfällt.

(8) Der Nachlaßbetrag ist zunächst auf die Leistungs­
rückstände zu verrechnen, die hinsichtlich der auf dem 
Bauobjekt lastenden Altforderungen im Sinne des 
Abs. 6 aufgelaufen sind. Ist der Nachlaßbetrag höher 
als die aufgelaufenen Leistungsrückstände oder be­
stehen solche überhaupt nicht, so erfolgt der Nachlaß


